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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte war mit zwei Klagen befasst, die
zwei Sanktionen betrafen, die der Conseil supérieur de l'audiovisuel 
(Rundfunkregulierungsbehörde – CSA, inzwischen Arcom) gegen die
Fernsehgesellschaft C8 verhängt und die der Conseil d'Etat (Staatsrat, oberstes
französisches Verwaltungsgericht) bestätigt hatte. Konkret ging es um
Sendebeiträge, die in der Sendung „Touche pas à mon poste" (Finger weg von
meinem Fernseher) ausgestrahlt worden waren. Der erste strittige Beitrag vom 7.
Dezember 2016 zeigte den Moderator der Sendung bei einem Spiel mit einer
Kolumnistin, das darin bestand, dass er, während sie die Augen geschlossen
hatte, ihre Hand nahm und sie auf einen Teil seines Körpers legte, wobei er sie
aufforderte, zu raten, um welchen Körperteil es sich handelte. Nachdem er die
Hand der Kolumnistin auf seine Brust und seinen Arm gelegt hatte, legte er sie in
seinen Schritt. Der CSA hatte daraufhin für zwei Wochen die Ausstrahlung von
Werbung innerhalb der Sendung sowie für 15 Minuten vor und nach der Sendung
ausgesetzt.

In der zweiten strittigen, am 18. Mai 2017 ausgestrahlten Sequenz war zu sehen,
wie derselbe Moderator im Rahmen eines Hoaxes mit Personen telefonierte, die
anriefen, um auf eine gefälschte Sexanzeige zu antworten, die unter einer fiktiven
Identität vom Moderator auf einer Dating-Website veröffentlicht worden war. Der
Moderator karikierte dabei das Stereotyp eines Homosexuellen und tauschte mit
den Anrufern persönliche und zum Teil eindeutig sexuelle Äußerungen aus. Der
CSA hatte daraufhin eine Geldstrafe in Höhe von EUR 3 Mio. gegen den Sender
verhängt.

Die klagende TV-Gesellschaft französischen Rechts C8 beanstandete vor dem
Gerichtshof einen Verstoß gegen Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention.

In Bezug auf die Beurteilung der Notwendigkeit des Eingreifens durch den CSA
stellt der Gerichtshof zunächst fest, dass die Sendebeiträge reine Unterhaltung
darstellten, ohne jeglichen Anspruch, eine Botschaft, eine Information, eine
Meinung oder eine Idee zu vermitteln oder an einer Debatte über eine Frage von
allgemeinem Interesse teilzunehmen. Sie würden auf einem kommerziellen
Fernsehsender ausgestrahlt, mit dem Ziel, ein möglichst großes Publikum zu
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erreichen und somit Werbeeinnahmen zu generieren. Daraus folgert das Gericht,
der beklagte Staat verfüge über einen breiten Ermessensspielraum, um zu
beurteilen, ob es notwendig war, die klagende Gesellschaft im Rahmen des
Schutzes der Rechte anderer zu verurteilen. Es verwies zudem darauf, dass die
Klägerin sowohl vor dem CSA als auch vor dem Staatsrat Verfahrensgarantien
genossen habe. Das Recht auf Humor erlaube aber nicht alles und jeder, der sich
auf das Recht auf freie Meinungsäußerung berufe, übernehme „Pflichten und
Verantwortung“.

Der Gerichtshof erklärt weiter, dass er insofern keinen Grund sehe, von den
Beurteilungen des CSA und des mit einer Nichtigkeitsklage gegen die strittigen
Sanktionen befassten Staatsrates abzuweichen, da diese Beurteilungen auf
relevanten und ausreichenden Gründen beruhten.

Die Entscheidung des CSA, die Klägerin zu bestrafen, beruhe auf der Tatsache,
dass der Sender zuvor im Rahmen der Sendung „Touche pas à mon poste“
mehrmals gegen seine berufsethischen Verpflichtungen verstoßen und sich über
die in diesem Zusammenhang an ihn gerichteten Verwarnungen und Mahnungen
hinweggesetzt habe. Die Sendung, so der Gerichtshof, finde beim jungen
Publikum großen Anklang, so dass eine erhebliche Anzahl von Minderjährigen und
jungen Erwachsenen Sendebeiträge zu sehen bekämen, die das Bild von Frauen
und Homosexuellen herabwürdigten.

Mit Blick auf die Schwere der verhängten Sanktionen ist der Gerichtshof der
Ansicht, dass diese im Verhältnis zum Umsatz der Klägerin zu sehen seien. (Die
Parteien sind sich nicht einig, wie hoch der Verlust ist, der der Klägerin durch die
erste Geldbuße entstanden ist. Wenn er, wie diese behaupte, EUR 13 Mio.
entspreche, so das Gericht, mache ein solcher Betrag „nur etwa 8,7 % ihres
Umsatzes für das Jahr 2016 aus“ und 2 % für die zweite Geldbuße.) Nach Ansicht
des Gerichtshofs ist der finanzielle Charakter der Strafe angesichts des rein
kommerziellen Zwecks der geahndeten Verhaltensweisen besonders angemessen.
Ihre Schwere müsse im Lichte der im Gesetz vom 30. September 1986
festgelegten Sanktionsskala relativiert werden. Der CSA habe nämlich die
Möglichkeit gehabt, strengere Maßnahmen zu ergreifen (Verkürzung der Dauer,
Aussetzung oder Entzug der Sendegenehmigung).

Da die strittigen TV-Beiträge weder Informationen, Meinungen oder Ideen im
Sinne von Artikel 10 der Menschenrechtskonvention enthielten, noch in
irgendeiner Weise zu einer Debatte von allgemeinem Interesse beigetragen
hätten und in dem einen Fall das Bild der Frau verletzt und im anderen Fall
homosexuelle Personen stigmatisiert und das Privatleben verletzt worden sei, ist
der Gerichtshof schlussendlich in Anbetracht der Wirkung der Beiträge gerade bei
einem jungen Publikum, der wiederholten Verstöße der klagenden Gesellschaft
gegen ihre berufsethischen Verpflichtungen, sowie der gewährten
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Verfahrensgarantien und des breiten Ermessensspielraums des beklagten Staates
der Ansicht, dass die am 7. Juni und 26. Juli 2017 gegen die Gesellschaft C8
verhängten Sanktionen ihr Recht auf freie Meinungsäußerung nicht verletzt
haben.

Am selben Tag verurteilte die Rundfunkregulierungsbehörde Arcom den Sender
C8 zu einer Geldstrafe in Höhe von EUR 3,5 Mio. wegen fehlender Kontrolle über
den Sender und Verletzung der Menschenwürde im Rahmen strittiger TV-Beiträge,
die in derselben Sendung ausgestrahlt wurden und vom selben Moderator
stammten.

 

CEDH 9 février 2023, no 58951/18, et 1308/19, Affaire C8

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-222892

EGMR, 9. Februar 2023, Nr. 58951/18 und 1308/19, Streitsache C8
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